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Die gängigen Vergütungsmodelle taugen
nicht, meint Thomas Bahnert von Thost

Projektmanagement. „Die Honorarordnung
für Architekten und Ingenieure deckt die
BIM-Planungsleistungen der Planer unzurei-
chend ab“, kritisiert er. Das Problem sei, dass
die digitale, kooperative Methode für Planen,
Realisieren und Betrieb im Leistungsbild
Gebäude und Innenräume der HOAI-Phase 2
lediglich als 3D- oder 4D-Gebäudemodell-
bearbeitung und besondere Leistung er-
wähnt wird. „Für die Preisbildung von BIM-
Planungsleistungen reicht das nicht“, sagt
Bahnert.

Ein von ihmmitentwickeltes Honorarmo-
dell der Arbeitsgemeinschaft BIM und Hono-
rar soll Planern und Bauherren bessere Ori-
entierung ermöglichen. Das Modell stellt auf
Anwendungsfälle ab. Ausgehend von der
Frage „Wer macht was wann?“ werden Pla-
nungsleistungen für die einzelnen HOAI-
Phasen abgeleitet und anschließendmonetär
bewertet. Im Ergebnis könnten Architekten
und Ingenieure für BIM etwa 25% auf das
HOAI-Grundhonorar aufschlagen.

Die vorgeschlagenen Vergütungswerte
verstehen Bahnert und seine Mitautoren
Dietmar Heinrich und Reinhold Johrendt als
Kalkulationshilfe. Sie soll „die Weichen stel-
len für einen wirtschaftlichen Betrieb“, wenn
BIM verlangt wird. Den hohen Zuschlag
begründen sie mit Mehrleistungen. Die
umfassten Beratung, Kooperation und Koor-
dination sowie ein zusätzliches Qualitätsma-
nagement für die digitalen Modelle.

Zudem gestalte sich Planen mit BIM auf-
wendiger. So seien Informationen zu Termi-
nen, Qualität und Kosten der einzelnen Bau-
teile in die BIM-Modelle zu integrieren. Das
ist sowohl für die Realisierung als auch den
wirtschaftlichen Betrieb der Immobilie not-
wendig. „Der höhere Informationsgehalt
führt zwangsläufig zu mehr Aufwand“, sagt
Bahnert. Das entworfene Modell preise diese
Komplexität ein. Die Honorarordnung für
Architektenund Ingenieure soll bis 2025novel-
liert werden (vgl. „Die Ampel bringt wichtige
Gesetzesvorhaben voran“, IZ 4/24). Bahnert
hofft, dass sein Orientierungsrahmen in die
Neuregelung einfließt. Monika Hillemacher

Ein Preiszuschlag für das
Planen mit BIM
Beim Building Information Modeling, kurz BIM, mangelt es
an verlässlichen Vergütungsstandards speziell für Planer.
Eine Arbeitsgruppe hat Vorschläge entwickelt.

dens, können nach Einschätzung von Krauß
daher weiterhin Kleinunternehmer bleiben.

Investmentsteuer: Um Unklarheiten bei
den Erträgen aus dem Verkauf inländischer
Miet- und Pachtforderungen zu beseitigen,
werden diese als inländische Einkünfte dar-
gestellt. Sie können entsprechend besteuert
werden (§ 6 Abs. 4 InvStG).

Die Frist zur Liquidation von (Immobi-
lien-)Fonds wird von fünf auf zehn Jahre ver-
doppelt. So lange bleibt die Rückzahlung von
Einlagen für Anleger steuerfrei. Die Regel gilt
auch für laufende Liquidationen.

Einkommensteuer: Die Steuerbefreiung
für Photovoltaikanlagen wird 2025 auf 30
kWpeakproEinheit vereinheitlicht. „Mehrere

D er von der Bundesregierung
beschlossene Entwurf zum Jah-
ressteuergesetz greift in etliche
Bereiche des Immobiliensteuer-

rechts ein. Das Konzept besteht aus einem
Bündel an Einzelmaßnahmen. Sie haben
nicht nur inhaltlich wenig miteinander zu
tun, sondern sollen auch zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten in Kraft treten.

Bundestag und Bundesrat müssen dem
Gesetzentwurf noch zustimmen. Aus dem
Gesamtpaket hat die Immobilien Zeitung die
Einzelheiten für die Immobilienbranche
herausgepickt.

Grunderwerbsteuer: Hier soll über den
neuen § 1 Abs. 4a GrEStG die Zugehörigkeit
eines Grundstücks zum Vermögen einer
Gesellschaft für Zwecke der Grunderwerb-
steuer gesetzlich bestimmt werden. Dem-
nach gehört ein Grund-
stück zum Vermögen
derGesellschaft, die das
Areal auf Basis eines
Vertrags erworben hat,
der grunderwerbsteuerlich relevant ist.
Damit ist vor allem Kauf gemeint. Das gilt,
solange der Erwerb nicht nach § 16 GrEStG
rückgängig gemacht wird. Die Regelung soll
Doppelzugehörigkeiten von Grundstücken
und damit das Entstehen von mehrfacher
Grunderwerbsteuer, speziell bei Anteilsüber-
tragungen, vermeiden, wie Rechtsanwalt und
Steuerberater Rolf Krauß von Kucera Rechts-
anwälte in Frankfurt erläutert.

Die Vorgabe zur Rückgängigmachung soll
Missbräuche verhindern, bei denen das
Grundstück zunächst veräußert wird, dann
die Anteile an der „leeren“ Gesellschaft ver-
kauft werden und die Veräußerung wieder
zurückgedreht wird. „Das Grundstück würde
ohne Grunderwerbsteuer in die umgehängte
Gesellschaft fallen“, sagt Krauß. Dieses
Schlupfloch soll das Jahressteuergesetz 2024
bereits ab dem Tag nach seiner Verkündung
schließen.

Umsatzsteuer, Vorsteuerabzug: Übli-
cherweise führen Unternehmen die Umsatz-
steuer bei Erbringung ihrer Leistung an den
Auftraggeber ab. Im Steuerdeutsch heißt das
nach vereinbartem Entgelt (Sollversteue-

rung). Manchen Firmen ist es erlaubt, die
Umsatzsteuer erst bei Erhalt der Zahlung ans
Finanzamt zu entrichten (nach vereinnahm-
tem Entgelt, Istversteuerung).

Deutschland unterscheidet bislang nicht
nach Soll- und Istversteuerung. Vielmehr
kann der Auftraggeber die ausgewiesene
Umsatzsteuer schon mit Bezug der Leistung
als Vorsteuerabzug geltend machen. So ent-
steht bei der Istbesteuerung eine zeitliche
Lücke. Die darf nach der Rechtsprechung des
EuGH nicht sein.

Deshalb legt das Jahressteuergesetz (§ 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG) neu fest, dass bei der
Istbesteuerung der Vorsteuerabzug erst nach
erfolgter Zahlung möglich ist. „Dies sichert
den Gleichlauf von Vorsteuer und Umsatz-
steuer“, erläutert Krauß. Damit Auftraggeber
wissen, dass ihr Auftragnehmer seine Leis-

tungen nach verein-
nahmtem Entgelt ab-
rechnet, „muss ein ent-
sprechender Hinweis
in die Rechnung aufge-

nommen werden“ (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6a
neu).

Umsatzsteuer, Kleinunternehmer: Vom
1. Januar 2025 anwirddieKleinunternehmer-
regelung (§ 19 UStG) europäisiert. Sie kann
dann auch von aus dem EU-Ausland kom-
menden Kleinunternehmern, zum Beispiel
Hausmeistern und Einzelhandwerkern, ge-
nutzt werden. Umgekehrt gilt das für im EU-
Ausland tätige deutsche Kleinunternehmer.
Kleinunternehmer werden in der EU regis-
triert (§ 19a UStG).

Zudem werden ihre Umsätze künftig um-
satzsteuerfrei werden. Das geht auf die EU-
Richtlinie 2020/285 zurück. Die Regelung
gilt bis zum Gesamtumsatz von 25.000 Euro
im vorangegangenen und voraussichtlich
100.000 Euro im laufenden Jahr. Bisher liegen
die Grenzen bei 22.000 bzw. 50.000 Euro. Bei
Überschreiten der Höchstbeträge fällt die
Kleinunternehmerregelung sofort weg. Zur-
zeit greift das erst zu Beginn des Folgejahres.

Die Berechnung des Gesamtumsatzes soll
bleiben, wie sie ist. Wohnungsvermieter mit
geringen steuerpflichtigen Umsätzen aus
Gewerbe, etwa aus der Vermietung eines La-

Wohnungen bzw. Gewerbeeinheiten müssen
sich die bisherigen 30 kWpeak also nicht
mehr teilen“, sagt Krauß. Die Gesamtgrenze
von 100 kWpeak pro Steuerpflichtigem bei
der Einkommen-Steuerfreiheit bleibt.

Für die Berechnung des Kassenbestands
von Unterstützungskassen, wie sie die Bau-
wirtschaft kennt, soll nicht mehr der fortge-
schriebene Einheitswert von 200%der Immo-
bilie angesetzt werden, sondern deren histo-
rische Anschaffungskosten. Das dürfte, so
Krauß, Spielräume beim zulässigen Kassen-
vermögen eröffnen. Arbeitgeber können
höhere Zahlungen an die Unterstützungs-
kasse als Betriebsausgaben berücksichtigen.
Das kommt dann den Beschäftigten zugute.

Bauabzugsteuer: Erstattungen müssen
von 2025 an elektronisch beantragt werden.

Erbschaftsteuer: Ihre Stundung soll für
alle zu Wohnzwecken genutzten Grundstü-
cke gewährt werden. Das soll verhindern,
dass Erben zur Unzeit verkaufen müssen, um
die Steuer zu bezahlen. Die Stundung soll
künftig auch für Eigentum im Ausland bean-
tragt werden können. Monika Hillemacher

Das Jahressteuergesetz 2024 beinhaltet Neuerungen für
die Immobilienwirtschaft. Über die Wiedereinführung der
Wohngemeinnützigkeit hinaus betrifft es Regelungen zu
Einnahmen aus Solaranlagen, Immobilienerbschaften,

Beiträge zu Unterstützungskassen, Umsatzsteuer und die
Grunderwerbsteuer. Ein Überblick zu den Details.

Das steckt im
Steuerpaket
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Schlupfloch bei
Übertragung geht zu

Das Jahressteuergesetz bringt
den Finanzämtern und der

Immobilienbranche einige Änderungen.
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